
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Thüringer Landtag  

Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 

Gleichstellung  

Jürgen-Fuchs -Straße 1  

99096 Erfurt  

 
Erfurt, 15.03.2026  

Zum Antrag der Fraktionen der CDU, des BSW und der SPD  

Personal und Ressourcen entlasten –  Patientensteue rung, Patientenschutz und Prävention im 

Thüringer Ge sundheitswesen stärken  

 

Zu I.: Stellungnahme zu den Feststellungen des Landtages  

Uns ist nicht klar, welche Verantwortung und Steuerungskompetenz das Land Thüringen für die 

hier aufgeworfenen Fragen tatsächlich hat. Ansatzpunkt wären vor allem die Landesgesetze, also 

insbesondere ein ÖGD -Gesetz und das Landeskrankenhausgesetz, sowie la ndesfinanzierte und 

insbesondere freiwillige Strukturen. In einer Präambel sollte das festgestellt werden, worin die 

Antragsteller die Steuerungs - und Regelungskompetenz des Landes mit Bezug auf oben genannte 

Fragestellung sehen.   

Zu den Feststellungen:  

 

1. dass eine bedarfsgerechte und qualitätsorientierte Patientensteuerung mit einem gut 

gesteuerten Zugang in die richtige Versorgungsstu fe ohne unnötige Durchlaufung aller 

Eskalationsstufen ein Schlüs sel zur messbaren, qualitativen Optimierung des Gesund heitssys -

tems bei verbessertem Einsatz von Personal und Ressourcen ist;  

Der effiziente Zugang zu den Ressourcen des Gesundheitssystems für Patienten erachten wir für 

wichtig. Es geht u. E. dabei nicht nur um Effizienz und Optimierung des Gesundheitssystems, 

sondern um eine adäquate Patientenorientierung. Aus deren Sicht sind 

Optimierungsbemühungen zu bewerten. Patienten, zumal wenn sie hochaltrig sind, haben kein 

Interesse an einer Odyssee durch verschiedene Abteilungen des Gesundheitssystems. Für sie sind 

unnötige Mehrfachuntersuchungen und durch Fehlanreize motivierte maximal e 

Versorgungsansätze nicht nur belastend, sondern im Zweifelsfalle auch gefährlich.  

Der Begriff Patientensteuerung führt vor diesem Hintergrund in die Irre. Im Kern geht es vielleicht 

eher um eine Ärzte - und ganz grundsätzlich um eine humane Steuerung des Gesundheitssystems. 

Nicht die Patienten irren selbstverschuldet im Gesundheitssystem  herum und müssen deshalb 

gelenkt werden, sondern das gewinnorientierte Gesundheitssystem ist labyrinthisch organisiert. 

Diese labyrinthischen Zugänge müssen im Zusammenhang mit systemischen Fehlanreizen im 

Gesundheitssystem aufgelöst werden. Die Vorstellu ng von Patientensteuerung führt da, das wäre 

unsere Vermutung, eher in die Irre und wird Bürokratie und die Labyrintisierung des 

Gesundheitssystems vermehren. Es ist systemisch an Fehlanreizen innerhalb des 

Gesundheitssystems anzusetzen, die unnötige Opera tionen, Mehrfachuntersuchungen, unnötige 

Krankenhausaufenthalte, Polymedikation u. v. a. m. verursachen.  
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2. die sektorenübergreifende Konnektivität von Leistungserbringern im Gesundheitswesen 

wesentlich für eine verbesserte Patientensteu erung und effektiven Patientenschutz ist und eine 

nahtlose Ver netzung von häuslichem Umfeld über Apotheken und Haus - und Facharztpraxen bis 

hin zu regionalen und spezialisierten Kran kenhäusern ermöglicht;  

Eine sektorenübergreifende Zusammenarbeit und Vernetzung von Akteuren im 

Gesundheitssystem sind essentiell. Wichtig erscheint uns, dass der Patient und die Patientin 

Subjekte ihrer Gesundheit und Krankenbehandlung bleiben. In den Feststellungen der Fraktio nen 

entsteht der Eindruck, dass der Patient das Behandlungsobjekt von Leistungserbringern ist und in 

den jeweiligen Versorgungssettings nach Effizienzkriterien verschoben wird. Das 

Gesundheitssystem besteht aber eben nicht nur aus wirtschaftlich agierenden  

Leistungserbringern, sondern aus sozialen Akteuren und insbesondere den Angehörigen. Und 

Gesundheit entsteht nicht in Krankenhäusern oder Hausarztpraxen, sondern im sozialen Umfeld 

von Menschen. Für wichtig halte n wir in diesem Zusammenhang, dass die Versorgungssettings so 

gestalten und erhalten bleiben, dass Aufklärung der Ärzte gegenüber den Patienten und deren 

Angehörigen erhalten bleibt und im Mittelpunkt steht . Diese müssen informiert sein, auch über 

bestimmte Untersuchungen und deren  Folgen . 

Diese humane Dimension der Gesundheitsversorgung scheint bei solchen technokratischen 

Systemfeststellungen leicht verloren zu gehen.  

Zudem muss man bei allen angestrebten Feststellungen darauf verweisen, dass der Landtag der 

Sprecher und Anwalt der Bürgerinnen und Bürger und eben auch von Patientinnen und Patienten 

ist und nicht von Leistungserbringern des Gesundheitssystem und deren Ef fizienzvorstellungen.  

 

3. sektorenübergreifende Versorgung und Digitalisierung eine Sym biose zum Nutzen der 

Patientinnen und Patienten sowie der Bei tragszahlerinnen und Beitragszahler bilden sollten und 

KI-gestütz te Diagnose - und Kontrollsysteme unter Einhaltung rechtlicher u nd ethischer 

Standards die Versorgungsqualität bei gleichzeiti ger Ressourcenschonung verbessert;  

In einer digital - und KI -gestützte sektorenübergreifende Versorgung besteht eine riesige 

Ressource und Chance für Diagnostik und medizinische Interventionen in der 

Krankenbehandlung. Hier werden ethische Fragestellungen etwa der Diagnose - und 

Behandlungsti efe entstehen, die u. E. noch nicht ansatzweise ethisch reflektiert und strukturell 

verankert sind.    

 

4. die Schaffung einer telemedizinischen Praxisregion Thüringen er hebliches 

Entlastungspotential für Personal und Ressourcen bei gleichzeitiger Verbesserung der 

Versorgungsqualität für die Bevöl kerung bietet und insbesondere in strukturschwachen 

Regionen  mit alternder Bevölkerung innovative Lösungsansätze erfordert;  

Das sehen wir ähnlich. Allerdings würden wir nicht immer wieder den Ausgangspunkt beim 

Entlastungspotential für Personal und Ressourcen sehen, sondern bei der Behandlungsqualität 

für die Patienten. Zudem haben die technologischen Entwicklungen der letzten Jahrzehnte im 

Gesundheitsbereich nirgends zu Einsparungen geführt, sondern im Gegenteil: Sie waren 

wesentlicher Kostentreiber im Gesundheitssystem, und mit der Technologieentwicklung besteht  

die Gefahr, dass das Personal vom humanen Bereich in die technologische und bürokratische 

Infrastruktur versetzt wird. Essentiell sind nicht Appelle und Erwartungen, dass technologische 

Entwicklungen Einsparungen implizieren, sondern dass die Fehlanreize i m Gesundheitssystem 

und dessen usurpatorischen Ausdehnungseffekte reduziert werden. Durch die Einführung von  
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neuen Technologien entstehen Emergenzen. D. h., neue Systemeigenschaften aus dem 

Zusammenspiel vieler Teile, obwohl diese Eigenschaften in den einzelnen Teilen selbst nicht 

vorhanden sind. Diese Folgen müssen adäquat abgeschätzt werden. Dieser wahnsinnige 

Bürokratieapparat, der durch das Abrechnungs - und Codierungssystem von Leistungen erzeugt 

wird. Stattdessen soll, so die Intention der Systemprotagonisten, die „Patientensteuerung“ 

Systemeffizienz gewährleisten. Es wäre angeraten, dass diese sowie die Poli tik sich mit der 

Theorie von überkomplexen Systemen beschäftigen: „The Collapse of Complex Societies“. 

Rückführung auf Beherrschbarkeit. Das müsste der Effizienzansatz sein. Es bedarf eines 

systemischen Blicks auf das Gesundheitssystem. Die Implementierung  von Technologie wird –  wie 

in der Verwaltung –  nicht automatisch zu Personal - und Ressourceneinsparungen führen, sondern 

nur dann, wenn Druck auf das Gesamtsystem und seine Ineffizienz ausgeübt wird.  

 

5. der Verbesserung der Gesundheitskompetenz in der Bevölkerung, beginnend in Kindergärten 

und Schulen, aber auch beispielsweise in Senioreneinrichtungen, eine erhebliche Bedeutung 

zukommt, wenn es darum geht, die Inanspruchnahme des Gesundheits wesens eff izienter zu 

gestalten und selbiges somit zu entlasten; auch für einen gleichberechtigten Zugang sozio -

ökonomisch be nachteiligter Bevölkerungsgruppen zu Gesundheitsdienstleistun gen ist eine 

Verbesserung der Gesundheitskompetenz entschei dend –  gerade im B ereich digitaler 

Anwendungen;  

Der Rekurs auf die Gesundheitskompetenz ist immer gut und kann nie falsch sein. Wer sie 

allerdings mit einer Verantwortungsindividualisierung der Bevölkerungsgesundheit verbindet, 

geht in die Irre. Bevölkerungsgesundheit wird durch gesunde soziale Beziehun gen, 

Armutsvermeidung, soziale Gerechtigkeit, Bürgernähe des politischen Systems, 

Kriegsvermeidung, die Balance einer realistischen Berichterstattung über Krisengeschehnisse, 

durch quartiersnahe sozialen, sportive, kulturelle Infrastrukturen, durch soziale  Gemeinschaften, 

durch Identitätsbewusstsein und Vertrauen, gute Arbeitsbedingungen usw. usf. befördert, weniger 

durch auf individuelle Selbstgestaltung orientierte (Bildungs)Maßnahmen.  

 

6.   Gesundheitsförderung und Prävention eine Schlüsselaufgabe in der Reduktion der 

Krankheitslast zukommt;  

In der Tat, das unterstützen wir. Allerdings: Die Nachweise, dass Prävention und 

Gesundheitsförderung tatsächlich zu einer Verringerung der Krankenlast führen, wurde nirgends 

erbracht. Jedenfalls sind die Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen für Gesundh eitsförderung 

und Prävention gemessen an den Gesamtausgaben marginal. Und die Ausgabenstruktur für die 

Bereiche der Gesundheitsförderung und Krankheitsprävention fließen überwiegend in wenig 

effiziente verhaltenspräventive Maßnahmen.  

Notwendig wäre aus unserer Sicht, dass das ganze Gesundheits - und Sozialsystem im Sinne der 

Krankheitsvermeidung verändert wird und der Schwerpunkt auf Verhältnisprävention und einer 

verhältnisorientierten Gesundheitsförderung liegt. Die Menschen brauchen nicht mehr Belehrung 

und mehr individuelle Sportangebote, weil es diese gibt. Es geht um adäquate 

Rahmenbedingungen in der Arbeit und im sozialen Leben, damit Menschen ihre 

Selbstsorgepotentiale adäquat entfalten können.  
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7. Prävention Pflegebedürftigkeit und Krankheitsfälle verzögert be ziehungsweise teilweise sogar 

verhindert.  

Das halten wir für außerordentlich wichtig. Auch hier geht es nicht nur um eine Orientierung auf 

die individuelle Lebensgestaltung, sondern um die Gestaltung von unterstützenden Settings, die 

Pflegebedürftigkeit verhindern und verzögern.  

 

Stellungnahme zu Punkt II  

 

1. Die an der Gesundheitsversorgung beteiligten Akteure und Struk turen (lokale Krankenhäuser, 

Dorfkrankenschwestern, Hausarzt, aber auch Langzeitpflege, freiwillige Helfer, vorhandene 

Projekte wie AGATHE [Älter werden in der Gemeinschaft – Thüringer Ini tiative gegen Einsamkeit]) 

werden sektorenübergreifend mitein ander vernetzt.  

Dieses Anliegen ist sehr zu unterstützen.  

 

2. Etablierung einer bedarfsgerechten Patientensteuerung mit meh reren Eskalationsstufen, die 

eine möglichst niedrigschwellige wie auch qualitativ passende Inanspruchnahme von Leistungen 

ermöglicht.  

Das ist sehr zu unterstützen, wobei es u. E. nicht in erster Linie um eine sog bedarfsgerechte 

Patienten -, sondern Versorgungsteuerung geht. Für uns entsteht natürlich die Frage, inwiefern der 

Staat (Thüringen) Einfluss auf solche bundesgesetzlich geregelt en Steuerungsversuche 

tatsächlich nehmen kann. Wir sehen hier kaum Möglichkeiten des Staates, in die relativ 

geschlossenen Systeme der Krankenbehandlung einzugreifen. Und wenn doch müsste dieser 

Ansatz operationalisiert werden.  

 

3. Automatisierte Routingsysteme und KI -gestützte Diagnoseun terstützung werden zur 

Optimierung der Patientensteuerung und Ressourcenverteilung implementiert.  

Technologische KI -gestützte Diagnoseun terstützung wird, davon sind wir überzeugt, in das 

medizinische Versorgungssystem massiv eindringen und es unterstützen. Das wird das Arzt -

Patientenverhältnis gravierend verändern, was im Antrag nirgends reflektiert w ird. Auch die 

Diagnosetiefe und -reichweite werden grundsätzliche  ethische Fragen aufwerfen. Auch bei dieser 

KI basierten Diagnoseunterstützung, die in praxi viel weiter gehen wird, als dass man sie auf eine 

Unterstützung reduzieren könnte, geht es u. E. nicht nur um Patientensteuerung und 

Ressourcenverteilung, sondern um eine adäquate medizinische Behandlung.     

 

4. Telemedizinische Angebote, wie telemedizinische Sprechstunden, werden flächendeckend 

angeboten, aber ersetzen nicht grund sätzlich den physischen Kontakt und die Arzt -Patienten -

Bezie hung, wo dies für die Versorgungsqualität notwendig ist.  

Die Anreize für telemedizinische Angebote werden aus dem Versorgungssystem selbst kommen. 

Sie sind bundesgesetzlich zu regeln. Telemedizinische Angebote werden in Zukunft 

möglicherweise oder sogar wahrscheinlich auf KI -gestützt Systemen basieren. Hier geht  es nicht 

nur um die Frage von flächendeckenden Angeboten, sondern wie etwa hochaltrige oder 

demenzerkankte Menschen telemedizinische Angebote wahrnehmen können. Möglicherweise 

werden hier Begleitformate etwa durch Gesundheitsbegleiter eine wichtige Rolle spielen. Und die 

Frage nach dem Arzt -Patientenverhältnis stellt sich vor dem Hintergrund KI -basierter Systeme viel  
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grundsätzlicher, als es im Antrag angedacht ist. Ärzte werden möglicherweise weniger 

Behandlungs - als eine Begleiterrolle übernehmen, die Patienten Entscheidungen erleichtern.  

Um solche Entwicklungen antizipieren und bewerten zu können, empfählen sich 

berufsbegleitende Bildungs - und Studiengänge für nichtmedizinische und soziale Akteure und 

Interessenvertreter von Patientinnen und Patienten.   

Wir plädieren auch dafür, dass eine durch Laien und Interessenvertreter besetzte 

Ethikkommission gebildet wird, in der ethische Herausforderungen der Technologieentwicklung 

reflektiert werden.  

 

5. Assistenzgestützte Wohnsysteme mit textilbasierter Sensorik wer den zur Früherkennung 

kritischer Situationen und zur Förderung des selbstbestimmten Wohnens im häuslichen Umfeld 

eingesetzt.  

Das unterstützen wir. Hier stellen sich verschiedene Fragen der Finanzierbarkeit, der ethischen 

Bewertung usw. Wo sollen solche Systeme implementiert werden? In privaten Haushalten?  

 

6. Mobile telemedizinische Einheiten gewährleisten die Erreichbar keit auch in entlegenen 

Gebieten und für vulnerable Gruppen.  

Telemedizinische Einheiten zeichnen sich dadurch aus, dass sie ortsungebunden sind. Sind damit 

ortsnahe Infrastrukturen wie Gesundheitskioske gemeint, die wir für ein interessantes Modell 

halten?  

 

7. Apotheken werden als niedrigschwellige Telemedizinstationen in das Versorgungskonzept 

eingebunden.  

Unstrittig und zu begrüßen.  

 

8. Mittels Telekonsilen kann notwendige fallspezifische Expertise durch niedrigschwellige 

Netzwerkpartner wie Haus - und Fach ärzte, Apotheker oder Basisversorger abgerufen werden, 

diese ersetzen aber nicht grundsätzlich den physischen Kontakt und die Arzt -Patienten-

Beziehung, wo dies für die Versorgungsquali tät notwendig ist.  

Telekonsile sind ein wichtiges Instrument im Sinne einer ganzheitlichen Behandlung von 

Patientinnen. Sie werden Zeit und Ressourcen beanspruchen. Hier Effizienzgewinne im Sinne der 

Wirtschaftlichkeit zu erwarten oder zu unterstellen, erscheint uns sehr opt imistisch, zudem 

verschiedenste Akteure zeitlich miteinander koordiniert werden müssen. Zudem muss man darauf 

verweisen, dass mitunter einfachste (analoge) Absprachen etwa zwischen Krankenhäusern und 

Pflegeeinrichtungen sowie mit Angehörigen nicht geführt werden. Sie sind unabhängig vom 

Personal - und Zeitmangel systemisch nicht vorgesehen.  

Der wiederkehrende Verweis auf den physischen Kontakt zwischen Arzt und Patient erscheint uns 

angesichts der technologischen Entwicklung KI -gestützter Systeme wie aus der Zeit gefallen. Über 

die Zukunft kann man diesbezüglich kaum etwas sagen. Vielleicht w erden sich Patienten von KI -

Systemen besser beraten und diagnostiziert und sogar behandelt empfinden. Dazu gibt es bereits 

eine Studienlage. Wir wollen nur darauf hinweisen, dass die technologische Entwicklung 

Substitutionseffekte haben wird, die man bishe r kaum absehen kann. Wichtiger als solche 

Feststellungen erschienen uns, dass sie ethisch reflektiert und begleitet werden und dass man 

Patientinnen adäquat einbindet. Die apodiktische Feststellung, dass das physische Verhältnis  
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zwischen Arzt und Patient erhalten bleiben soll, hält technologische Entwicklungen nicht auf. Der 

Arzt wird eine andere Rolle in seinem Verhältnis zum Patienten profilieren müssen.  

 

9. Telemedizinterminals in Notaufnahmen regionaler Krankenhäu ser ermöglichen intelligente 

Patientensteuerung und Vernetzung mit überregionalen Kompetenzzentren.  

Das wird so sein.  

 

10. Die Landesregierung prüft, wie die Translation von komplexer, in terdisziplinärer sowie von 

Spitzenmedizin wohnortnah durch das Universitätsklinikum Jena unterstützt werden kann.  

Das unterstützen wir.  

 

11. Durch das Land werden realitätsnahe datenschutzrechtliche Lö sungen gefunden, die der 

sektorenübergreifenden Zusammen arbeit dienen.  

Das unterstützen wir. Uns ist nicht klar, inwiefern das Land solche Lösungen finden kann. Sie 

müssten durch die Akteure im Gesundheitssystem gefunden und durch den Gesetzgeber 

(wahrscheinlich den Bund und SGB V) rechtlich definiert werden.  

 

12. Die wissenschaftliche Begleitung und Evaluation der telemedi zinischen Praxisregion 

hinsichtlich der Übertragbarkeit von tele medizinischen Angeboten auf andere Regionen wird 

ermöglicht.  

Das unterstützen wir.  

 

Stellungnahme zu den Bitten unter Punkt III  

1. die Rolle des öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) im Rah men der Prävention und 

Gesundheitskommunikation zu stärken und dazu perspektivisch das Landesamt für 

Verbraucherschutz zu einem Landesamt für Soziales und Gesundheit weiterzuentwi ckeln, 

welches d ie Fachaufsicht für den ÖGD der Gebietskörper schaften erhält, aber auch die 

Gesundheitskommunikation und An strengungen des Landes zur Prävention an einer 

Stelle bündelt;  

Das unterstützen wir. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auch auf die Landesvereinigung für 

Gesundheitsförderung AGETHUR sowie die Landesgesundheitskonferenz, für deren Wirken es 

eines gesetzlichen Auftrages bedürfte, der in einem ÖGD -Gesetz formuliert w erden könnte.   

 

2. sich auf Bundesebene für die Schaffung finanzieller Anreize zu gunsten von Unternehmen 

einzusetzen, die zur Gesunderhaltung ihrer Mitarbeiter beispielsweise durch die 

Bereitstellung gesunder Ernährung oder durch Betriebssport beitragen;  

Firmen sollen gesunde Ernährung bereitstellen und Betriebssport anbieten? Welche 

Verpflichtungen und Anreize sollen denn da für kleine und mittelständische Unternehmen 

formuliert werden? Könnte da nicht der Öffentliche Dienst, der Landtag und die 

Landtagsv erwaltung mit gutem Beispiel vorangehen? Zwischen Landtag und Landtagsverwaltung 

ließe sich ein Spielfeld integrieren, auf dem Landtagsabgeordnete gegen Akteure der 

Zivilgesellschaft miteinander aktiv werden. Oder noch einfacher: Tischtennisplatten in den 

Landtag. Das würde außer den Gesundheitseffekten die Bürgernähe der Politik befördern.  

Vertragen sich solche Impulse mit Entbürokratisierungsbemühen der Landesregierung und der 

Fokussierung von Firmen auf ihr Kerngeschäft?  
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Firmen können im Eigeninteresse sehr wohl etwas für die Gesundheit ihrer Mitarbeiterinnen tun. 

Sie sind aber nicht für die Bevölkerungsgesundheit zuständig.  

 

3. zu prüfen, inwieweit die Landesregierung Maßnahmen unterstüt zen kann, die einer 

Verbesserung der gesundheitsbewussten Ernährung sowie der Ernährungsprävention und 

damit perspek tivisch einer Reduktion der Krankheitslast dienen und dabei ins besondere 

sozi alkompensatorisch oder im Bereich der persona lisierten Ernährung arbeiten;  

Es ist unschädlich, etwas in einem überschaubaren finanziellen Rahmen prüfen zu lassen. 

Zielführender wären gesetzliche Regelungen etwa zu der Beschriftung von Lebensmitteln, der 

höheren Besteuerung von Zucker und Alkohol, des Verbots des Verkaufs von Alko hol an 

Tankstellen usw. usf. Überwiegend dürfte es sich da um bundesgesetzliche Regelungen handeln.    

 

4. zu prüfen, wie der barrierefreie Um - und Ausbau des Wohnraums von Privatpersonen 

besser unterstützt werden kann;  

Wir unterstützen den Prüfauftrag.  

 

5. zu prüfen, wie der Umzug in seniorengerechten Wohnraum finan ziell und/oder 

organisatorisch besser unterstützt werden kann;  

Wir unterstützen den Prüfauftrag.  

 

6.  den Einsatz technischer und digitaler Unterstützungssysteme zu unterstützen, die 

schwere Tätigkeiten vereinfachen, kogniti ve Fähigkeiten erhalten und den längeren 

Erhalt der Eigenstän digkeit fördern;  

Wo sollen denn solche Unterstützungssysteme unterstützt werden??? Im privaten oder 

privatwirtschaftlichen Bereich? Das erschiene uns im Rahmen des Landeshalts einigermaßen 

unrealistisch, auch wenn man sich etwa im Pflegebereich Unterstützungssysteme etwa f ür 

pflegende Angehörige gut vorstellen könnte.  

 

7. im Rahmen der eigenen Zuständigkeit das Entlassmanagement der Krankenhäuser in 

Thüringen dahin gehend zu verbessern, dass Familien, die erstmalig mit der 

Pflegebedürftigkeit von An gehörigen in Kontakt kommen, in die Lage versetzt werden, 

aus reichend info rmiert die optimale Pflegelösung zu finden;  

Die Tätigkeit von sozialen Diensten in Krankenhäusern ist ein vordringliches Thema. Sie müssten 

wahrscheinlich personell besser ausgestattet werden und ihre Aufgaben sollten weiter reichen, 

als ihr Aufgabenprofil es bisher zulässt. Es geht u. E. nicht nur um Pflegebedürftigkeit, sondern 

gerade um die Verhinderung von Pflegebedürftigkeit. Es müssen mit Krankenhausdiensten und 

lokalen Akteuren häusliche Lösungen gefunden werden, die Pflege verhindern und Pflege zu 

Hause ermöglichen.   

 

8.  im Rahmen des Masterplans Rettungsdienst Maßnahmen zu er greifen, um die 

Überlastung der Rettungsketten durch missbräuch liche Alarmierungen zu dämpfen und 

dazu insbesondere die Patientensteuerung der Leitstellen durch eine bessere Ver -

knüpfung mit dem ärz tlichen Notdienst der Kassenärztlichen Vereinigung (Rufnummer 

116117) zu verbessern,  
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Das Problem der Überlastung von Notfallaufnahmen erscheint uns komplexer, als es hier 

angedeutet wird. Notfalldienste werden z. B. auch durch Pflegeeinrichtungen alarmiert, die z. T. zu 

überflüssigen Krankenhausaufenthalten führen. Ihnen liegen in Teilen a uch Pflegemängel und 

Fehleinschätzungen des Pflegepersonals zu Grunde. Insofern gibt es sehr unterschiedliche 

Ursachen für die Inanspruchnahme von Notfalldiensten, die differenziert betrachtet werden 

müssen. Die Inanspruchnahme von Notfallaufnahmen kommt z . B. auch dadurch zustande, weil 

eine adäquate ambulante Versorgung nicht erreichbar ist. Neben individuellen Gründen (z. B. 

Unsicherheit der Patienten) spielen systemische und strukturelle Ursachen im Gesundheitssystem 

eine große Rolle bei der missbräuchl ichen oder unangemessenen Nutzung von Notaufnahmen. 

Wichtige Faktoren sind da u. a. die starke Sektorentrennung im Gesundheitssystem, die 

Organisation des Bereitschaftsdienstes, Vergütungs - und Finanzierungsstrukturen sowie der 

Mangel an Mangel an integrie rten Notfallstrukturen.  

 

9.  die Möglichkeit für den Rettungsdienst rechtlich abzusichern, in Fällen, die offensichtlich 

keine Notfälle darstellen, den Not einsatz am Einsatzort zu beenden;  

Dagegen ist nichts einzuwenden. Allerdings werden die meisten Fälle schwierig zu bewerten sein. 

Wie sollen Notfallmediziner ohne gründlichere Diagnostik einen Sturz, einen Schwindelanfall usw. 

beurteilen können?  

Die häufigsten Gründe für die Aktivierung von Notfalldiensten sind Herz - und Kreislaufprobleme 

(Brustschmerzen, Herzinfarkt, Kreislaufkollaps / Bewusstlosigkeit, Schlaganfall, die potenziell 

lebensbedrohlich sind. Des Weiteren Atemprobleme, starke Atemnot,  Asthmaanfälle und 

allergische Reaktionen. Des Weiteren Verletzungen und Unfälle aller Art, die, auch wenn sie wie 

Bagatellen aussehen, zu septischen Entzündungen führen können. Es geht wahrscheinlich 

weniger um eine rechtliche Absicherung, denn diese gibt  es. Es gibt Haftungsausschlüsse. Und 

Rettungsdienstpersonal darf einen Transport ablehnen, wenn zum Beispiel keine medizinische 

Indikation für einen Transport besteht, der Patient selbstständig gehen und sich versorgen kann, 

wenn eine ambulante Behandlung  ausreichend ist oder der Patient den Transport selbst ablehnt 

(bei Entscheidungsfähigkeit).  

Die rechtliche Absicherung erfolgt durch eine fachgerechte Untersuchung und Dokumentation, die 

Entscheidung nach medizinischen Standards, ggf. Rücksprache mit einem Notarzt oder der 

Leitstelle sowie der Aufklärung des Patienten.  

Erfolgversprechender erschiene uns die Entwicklung und Anwendung von Schnelltest, die etwa 

einen Schlaganfall oder Herzinfarkt ausschließen.  

 

10. zu prüfen, ob nach der Beendigung des Meldeverfahrens zum 31. Dezember 2013 die 

Notwendigkeit besteht, das Einladungs wesen für die U -Untersuchungen (U4 und U8), 

gegebenenfalls auch in reduzierter Form, wiederaufzunehmen.  

Keine Aussage.  

 

 

 

Alexandra Graul        Jan Steinhaußen  

Stellv. Vorsitzende LSR       Geschäftsführer  

 

 


